PAGE  
2

KÄRNTNER HEIMATDIENST

Österreichs größte parteifreie patriotische Bürgerinitiative

● 9020 Klagenfurt, Prinzhoferstr. 8 ● Postanschrift: 9010 Klagenfurt, Postfach 183

Tel. 0463-54002 ● Fax 0463-540029 ● http://www.khd.at ● E-mail: office@khd.at 
29. April 2009

Pressemitteilung

 Straße für Diktator Tito in Laibach ist ein schwerer Rückschlag im Bemühen, historische Belastungen zu überwinden.

 Tito war Hauptverantwortlicher für Massenexekutionen nach Kriegsende
 Notwendiges Streben nach Frieden und Verständigung erfordert generelle Verurteilung aller Verbrechen gegen die Menschlichkeit
Die vom Laibacher Stadtrat - wenige Wochen nach Öffnung eines Massengrabs mit tausenden Partisanenopfern – mehrheitlich beschlossene Benennung einer Straße nach dem jugoslawischen Diktator Jošip Broz Tito, hat zu heftiger Kritik in und außerhalb Sloweniens geführt.

Wenn, wie die „Frankfurter Allgemeine Zeitung“ (FAZ) am Montag berichtete, selbst der Vorsitzende der Veteranen des slowenischen Partisanenkrieges, Janež Stanovnik zugibt, dass „Tito selbst die Massenexekutionen auf dem Gebiet des damaligen Jugoslawien angeordnet“ habe, dann kann für die Straßenbenennung nicht das geringste Verständnis aufgebracht werden.

Mit dieser Straßenbenennung werden die noch lange nach Kriegsende begangenen grauenhaften Menschenrechtsverbrechen des Tito-Regimes legitimiert. Die bekannte Historikerin Tamara Griesser Pečar listet in ihrem Buch diese Verbrechen auf: 

„Mord, Liquidationen während des Krieges, Massentötungen politischer Gegner nach dem Krieg, Säuberung von Klassenfeinden, Raub und Legalisierung des kollektiven Diebstahls, körperliche Gewalt, Verstöße gegen die Würde des Menschen, Polizeiterror, Freiheitsberaubung durch ungesetzliche Verhaftungen, Zwangsarbeit in Konzentrationslagern, Politische Eingriffe in das berufliche Umfeld des Einzelnen sowie Angst, Täuschung und Lüge.“

Die besondere Ehrung Titos durch den Laibacher Stadtrat ist auch ein Rückschlag für die Schaffung eines Klimas des gegenseitigen Vertrauens in Kärnten und für das Bemühen um eine gemeinsame Aufarbeitung der für beide Seiten belastenden Geschichte. Dieser unverständliche Akt der Laibacher Stadtregierung ist Wasser auf den Mühlen jener, die an Versöhnung mit dem Abbau von Misstrauen und Aversionen nicht interessiert sind.
Zum Streben nach Frieden und Verständigung gibt es jedoch keine Alternative. Dabei ist es notwendig, stets auch die eigene Schuld einzubekennen. Die uneingeschränkte Verurteilung der Verbrechen des Nationalsozialismus auf der einen Seite, wie auch der unter kommunistischer Herrschaft begangenen Menschenrechtsverbrechen auf der anderen Seite. 

Die heftige Kritik namhafter politischer Kräfte Sloweniens gegen die Straßenbenennung ist ein Schritt in die richtige Richtung und sollte auch als Mahnung zu Frieden und Verständigung betrachtet werden.
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